
«Die Richter machen 
die Faust im Sack. Sie 
haben Angst»
Martin Burger war Zürcher Obergerichtspräsident – und über-
zeugtes SVP-Mitglied. Inzwischen ist er wegen der Druckver-
suche der Partei gegen ihre Richter ausgetreten. Und fordert 
ein Ende der politischen Kungeleien im Justizsystem.
Ein Interview von Brigitte Hürlimann (Text) und Joan Minder (Bilder), 23.09.2020
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«Nun ist fertig, ich trete aus»: Martin Burger.

Heute Mittwoch traben 37 Bundesrichter in Bern zur Wiederwahl an, ein 
weiterer Kandidat stellt sich erstmals zur Verfügung. Das Prozedere Andet 
alle sechs Jahre statt und sorgt normalerweise für wenig Spannung oder 
öufsehen. Doch von normal kann dieses Jahr keine Rede sein.

Einer der hYchsten Richter, die sich der Wiederwahl stellen, ist der Walli-
ser 2ves Donzallaz – Mitglied der SVP, seit 088; am Bundesgericht, damals 
auf wärmste Empfehlung seiner Partei. Doch die Beziehung zwischen dem 
Richter und der Volkspartei hat sich seither abgekühlt. Eine knappe Mehr-
heit der SVP-Bundeshausfraktion schlägt ihn nicht mehr zur Wiederwahl 
vorÖ wegen Urteilen, die der Partei nicht passen.

In der Politik gehen ob des ManYvers die Wogen hoch. öus der Justiz aber 
dringt kaum Widerspruch an die NGentlichkeit. jun kritisiert der ehemali-
ge Zürcher Obergerichtspräsident und SVP-Äemeinderat Martin Burger die 
Versuche, Druck auf die dritte Äewalt auszuüben, überaus deutlich. 
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Martin Burger, der Fall Donzallaz zeigt, wie viel Macht die Politik über 
die Gerichte ausübt. Was ist Ihre Einschätzung?
Das Potenzial des Machtmissbrauchs, das die Parteien bei jominationen 
von Richterinnen und bei den Richterwahlen haben, war immer latent vor-
handen. jun hat es sich zum ersten Mal verwirklicht. In der 4üngeren Äe-
schichte ist es noch nie passiert, dass ein Bundesrichter von irgendeiner 
Partei nicht mehr vorgeschlagen wird, weil er an missliebigen Urteilen mit-
wirkte. Es wurde bisher akzeptiert, dass ein solcher Vorgang eine Verlet-
zung der richterlichen Unabhängigkeit darstellt. Die Wahl der Richterscha’ 
ist nicht geeignet und nicht dafür gedacht, Richter abzustrafen, weil sie fal-
sche Urteile gefällt haben sollen. Es ist ein erstmaliger Vorgang und eine 
unheilvolle Entwicklung.

Bundesrichter Donzallaz hat sich zur Abwahldrohung seiner Partei öf-
fentlich geäussert. Das ist eine absolute Ausnahme.
Ich Ande es sehr gut, was Herr Donzallaz macht, er tritt entschlossen auf, 
mit überzeugenden örgumenten. Mein Wunsch wäre es, dass man in Zu-
kun’ solche Fusserungen von Richtern vermehrt hYren würde.

Das Zerwürfnis zwischen der SVP und Bundesrichter Donzallaz geht 
unter anderem auf einen Entscheid des Bundesgerichts zurück, wel-
cher der EidgenYssischen Steuerverwaltung erlaubte, Informationen über 
rund 189888 UBS-Kundinnen an 5rankreich zu übermitteln. Das Urteil 
vom Juli 08L: Ael mit drei zu zwei Stimmen, Donzallaz stimmte für die 
Datenauslieferung. Bereits 08LC war Donzallaz an einem Urteil beteiligt-
, in dem das Bundesgericht mit vier gegen eine Stimme feststellte, das 
Personenfreizügigkeitsabkommen gehe bei der Umsetzung der Massen-
einwanderungsinitiative dem 6andesrecht vor. Die Äegenstimme stammte 
von einem SVP-Richter, aber nicht von Donzallaz.

Ich will es genauer wissen: Unrühmliche Vorgänge am Bundesge-
richt

Nicht nur der parteipolitische Angriff auf einen unliebsamen Richter über-
schattet die Wiederwahl der Bundesrichterinnen im Parlament.

Beim einzigen der 38 Richter, der für die neue Amtsperiode nicht mehr an-
tritt und ersetzt werden muss, handelt es sich um den amtierenden Bundes-
gerichtspräsidenten Ulrich Meyer. Sein Abschied verläuft, gelinde gesagt, 
unharmonisch. Meyer musste sich diesen Sommer wegen sexistischer Be-
merkungen gegenüber einer Bundesstrafrichterin in aller Form öffentlich 
entschuldigen. Das Erstaunen über seine Entgleisung war gross, nur der 
bevorstehende Rücktritt ersparte ihm weiteres Ungemach: Seine Präsidial-
zeit hört turnusgemäss Ende Jahr auf, und er wird diesen Herbst 67 Jahre 
alt.

Erst vor wenigen Tagen wurde zudem bekannt, dass gegen Meyer und zwei 
weitere Bundesrichter Strafanzeige eingereicht worden ist. Bundesstraf-
richterin Andrea Blum bezichtigt drei der höchsten Richter – die Mitglie-
der der Verwaltungskommission – der Verleumdung. Ihr werde vorgewor-
fen, Gerichtsinterna in den Nationalrat getragen zu haben, was nicht zutref-
fe, macht sie geltend. Neben dem Noch-Präsidenten hat die SVP-Richte-
rin auch Vizepräsidentin Martha Niquille und Bundesrichter Yves Donzallaz 
angezeigt – mit Letzterem einen Parteikollegen.
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Andrea Blum ist allerdings selber in ein schiefes Licht geraten. Die «Rund-
schau» machte einige ihrer Facebook-Posts publik, in der sie Corona-skep-
tische Inhalte teilt oder verlinkt. Diese Links führen teilweise zu Plattformen 
von Verschwörungstheoretikern. Auf diese öffentlichen Äusserungen ei-
ner Bundesstrafrichterin angesprochen, sagt Andrea Caroni, FDP-Ständerat 
und Präsident der Gerichtskommission: Es gelte die Meinungsäusserungs-
freiheit, doch solche Posts seien erstaunlich und «spektakulär»; eine Ver-
öffentlichung auf Facebook sei nicht mehr nur privat. Eine Empfehlung für 
eine Nichtwiederwahl der Richterin werde es jedoch nicht geben, so Caroni 
gegenüber der «Rundschau», die Schwelle dazu sei hoch und in diesem Fall 
nicht erreicht.

Herr Burger, das Vorgehen der SVP, einen Richter wegen unliebsamer 
Urteile aus dem Amt hieven zu wollen, zeugt von einem bedenklichen 
Verständnis von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.
Äenau. Man kann die Urteile übrigens durchaus kritisieren, ich habe auch 
nicht begriGen, warum die Schweiz Daten an den franzYsischen 5iskus lie-
fern soll. öber das ist noch lange kein Ärund zu sagen, 4emand dürfe nicht 
mehr Richter sein. Hier werden die Äewaltenteilung und die richterliche 
Unabhängigkeit tangiert.

Sollten die Richterinnen ihre vornehme Zurückhaltung in der ÖNent-
lichkeit aufgeben, wenn ihre Unabhängigkeit angegriNen wird?
Ja, vor allem wegen der Zumutungen aus der Politik. Die Politiker wurden 
in den letzten Jahren immer oGensiver gegenüber der dritten Staatsgewalt. 
jicht nur SVP-Politiker. Da muss man einen Äegendruck entwickeln und 
gegenüber der BevYlkerung Stellung beziehen. Die Richter sollten oGensi-
ver kommunizieren und auf 5alschinformationen hinweisen. Ich bin aber 
pessimistisch, dass dies geschehen wird. Unser Richterwahlsystem hält die 
Richter in Schach. Jegliche Kon«ikte, die ein Richter mit seiner Partei und 
mit dem Wahlgremium riskiert, setzen ihn der Äefahr aus, dass er jachteile 
gewärtigen muss. Darum sind die 6eute so vorsichtig. Dass sich die Richter 
nicht hinter dem Busch hervorwagen, ist für mich ein Symptom dafür, dass 
wir unser Richterwahlsystem hinterfragen und reformieren müssen.

Die  öGäre  Donzallaz  rückt  das  unrühmliche  Richterwahlsystem  ins 
Scheinwerferlicht» Die Richterposten werden hierzulande nach der Partei-
stärke verteilt, und 4ede Richterin hat ihrer Partei als Dank fürs Mandat 
4ährliche öbgaben in erklecklicher HYhe zu leisten. Wer kein Parteibuch 
vorweisen kann, hat keine xhance auf eine Richterstelle an einem hYheren 
Äericht. jur in unteren Instanzen, wenn das Volk die Richterinnen direkt 
wählt, kommen Parteilose zum Zug. Zum grossen Frger der Parteien.

Einer, der dieses System 4ahrzehntelang mitgetragen hat, war Martin Bur-
ger.

Herr Burger, sind Sie nach wie vor der Meinung, dass ein Richter zwin-
gend Parteimitglied sein muss?
jein, nicht mehr.

Wie kam es zu dieser Meinungsänderung?
Die Erfahrungen haben mich geprägt. Vor allem die Erfahrung, dass wir in 
der parteiinternen Richterwahlkommission die fachliche Befähigung und 
die persYnliche Eignung in den Vordergrund stellten, die 5raktion aber an-
dere Prioritäten hatte.
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Kämlich?
Es war wichtiger, ob und wie sich 4emand in der SVP engagiert hat. Wenn 
4emand im Parlament war, wie ich damals im Zürcher Äemeinderat, dann 
hatte er einen enormen Vorteil. Man kannte ihn und wusste, der ist auf 
Parteilinie. Das war ausschlaggebend, und das hat mich gestYrt. Es bewar-
ben sich hervorragende Kandidatinnen für eine Oberrichterstelle, und die 
hatten keine xhance» weil sie nicht in einem Parteivorstand waren, keine 
5lugblätter verteilten, sich in der Partei nicht engagierten. Dafür wurden 
mittelmässige Juristen gewählt, weil die sich für die Partei enorm ins Zeug 
gelegt hatten.

«Heute ist in der SVP eine Bereitschaft für Eskalationen da, ohne ernsthaft nach einer Lösung zu suchen»: Martin Burger auf 
dem Zürcher Helvetiaplatz.

Haben Sie das nie moniert?
Doch, ich habe es versucht. öber auch in der Richterwahlkommission sit-
zen halt Politiker, die 4enen 6euten den Vorzug geben, die sie kennen. Im-
merhin konnte ich in ein paar 5ällen das Schlimmste verhindern. öber die 
Kandidaten, die sich in der Politik engagiert hatten, kamen früher oder spä-
ter doch zum Zug. Es geht um ein Belohnen für Verdienste in der Partei, um 
eine Äegenleistung. Äenau so, wie man es nicht machen sollte.

Der T0-Jährige war bis Ende Juni Präsident des Zürcher Obergerichts – und 
bis vor kurzem Mitglied der SVP. Die Richterstelle hat Burger altershalber 
aufgegeben, er ist heute in 5rühpension und verfasst eine Doktorarbeit 
über das Richterwahlsystem in Zürich. Die Partei hingegen hat er aus Pro-
test verlassen» wegen einer Ehrencharta, verfasst von der Kantonalzürcher 
SVP, mit der die Richterinnen auf Parteilinie getrimmt werden. öls weiterer 
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Ärund kam önfang September die xausa Donzallaz hinzu» QInakzeptabel, 
bedenklich und gefährlichq, sagt der ehemalige Oberrichter.

Wie haben Sie den Einpuss der Partei auf Ihre Arbeit als Richter erlebt?
öls Bezirksrichter war er ineMistent. öber als Oberrichter und vor allem als 
Äerichtspräsident kam es zu informellen und unterschwelligen Versuchen, 
Ein«uss zu nehmen. öllerdings nie in diesem schlimmen öusmass, wie das 
4etzt auf Bundesebene geschieht.

Wie muss man sich die Einpussversuche auf jantonsebene vorstellen?
Ich kann ein Beispiel machen» Ich sitze als Äerichtspräsident mit Kantons-
räten beim Mittagessen, es wird ein bestimmtes Urteil angesprochen – und 
es taucht die 5rage auf, wer an diesem Urteil beteiligt gewesen sei. Wenn 
ich die jamen nannte und es war 4emand von der SVP dabei, wurde zum 
Neil krass reagiert. Man müsse sich überlegen, ob diese Person wieder vor-
geschlagen werden solle, hiess es dann. Solche Vorhaben wurden zwar nie 
in die Nat umgesetzt. Sie blieben aber ständig spürbar.

Solche Druckversuche sind nicht neu?
Wie gesagt, ich erlebte sie vor allem in den vergangenen vier Jahren, als 
Obergerichtspräsident. Die Druckversuche waren manchmal ausgeprägter, 
manchmal weniger, 4e nach den Urteilen, die gefällt wurden. Äenerell kann 
man sagen, dass die SVP der Justiz und der Richterscha’ gegenüber sehr 
kritisch eingestellt ist, sowohl im Kanton Zürich als auch in der restlichen 
Schweiz. Und dennoch fordert man nicht etwa die besten 6eute für die Äe-
richte. Es geht um etwas anderes. Von den SVP-Richtern wird verlangt, dass 
sie die Parteilinie einhalten.

Das Parteibuch kommt an erster Stelle.
Innerhalb der SVP besteht der generelle Verdacht, dass die Richterinnen 
nicht das tun, was sie aus Sicht der SVP tun sollten. Das betriO auch die ei-
genen Richter. Wenn ich in der Partei die einzelnen Richterkandidaten vor-
stellte, hYrte ich manchmal den Kommentar» QBei dem steht nicht nur SVP 
drauf, da ist auch SVP drin.q Mit anderen Worten» Es wird erwartet, dass 
ein SVP-Richter die Parteilinie durchzieht. Es war ein permanenter Druck 
da, den vielleicht nicht alle Richter gleich stark gespürt haben wie ich als 
Äerichtspräsident. Mir war bewusst, dass wir unter Beobachtung stehen.

Wie reagieren Ihre SVP-Richterkollegen auf den Druck?
Sie erzählen mir nur informell, dass sie bei ihren Sektionen komische Be-
merkungen hYren. öls dann aber im Juni diese unsägliche Äeschichte mit 
der Ehrencharta kam, da äusserten viele ihren Frger.

Was soll diese Ehrencharta?
Es geht um die Verp«ichtung der Mandatsträger, also auch der Richter, 
sich dauerha’ für die Partei zu engagieren, vor allem im Wahl- und im 
öbstimmungskampf. Oder um die Zustimmung zum Parteiprogramm, zu 
den Ärundsätzen der SVP sowie um die Bereitscha’, die Partei nach aussen 
zu vertreten und zu repräsentieren. Und es wird die P«icht aufgeführt, eine 
Mandatssteuer zu zahlen. In der alten 5assung war noch ein Ehrengericht 
erwähnt, das Widerhandlungen gegen die xharta ahnden sollte. öuf meine 
Intervention hin wurde das Ehrengericht wieder entfernt, und es wird neu 
die richterliche Unabhängigkeit erwähnt. Das hat 4edoch die 5unktion ei-
nes 5eigenblatts. öls ich an der Vorstandssitzung gegen die Ehrencharta in-
tervenierte, ging ein Bashing los – gegen mich und gegen die Richterscha’ 
insgesamt. Das war ein negativer HYhepunkt mit meiner Partei.

Wer muss das PaJier unterschreiben?
Richterkandidaten, wenn sie sich bewerben, und bestehende Richterinnen 
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vor den Wiederwahlen. Ich weiss, dass Kandidaten die frühere, schärfe-
re 5assung unterschrieben haben. jach meiner Intervention beschloss der 
Vorstand, die xharta den Mandatsträgern vorzulegen und zu erklären. ön-
dere Richter und Staatsanwältinnen regten sich he’ig auf. öber sie wagen 
es nicht, YGentlich und namentlich Kritik zu äussern, sie machen die 5aust 
im Sack. Sie haben öngst. Sie befürchten jachteile für ihre 6auPahn. Ei-
nige dachten darüber nach, aus der Partei auszutreten, und taten es doch 
nicht.

Sie hingegen sind ausgetreten. Warum?
öus den erwähnten Äründen. Und es kommt ein weiterer Ärund hinzu. Die 
SVP geht fälschlicherweise davon aus, ich hätte die Ehrencharta in die Me-
dien getragen. Das stimmt nicht. Ich würde es gerne zugeben, wenn ich 
es gewesen wäre. Der Kantonalzürcher Parteipräsident hat in einem QNa-
ges-önzeigerq-örtikel brandschwarz gelogen, indem er sagte, diese Sache 
mit der Ehrencharta sei seit Monaten nicht mehr aktuell, was einfach nicht 
stimmt. Er stellte mich und die übrigen Richter als Nrottel hin. jach dieser 
Episode war für mich klar, nun ist fertig, ich trete aus.

Martin Burger ist in den frühen L::8er-Jahren der SVP beigetreten, weil er 
eine Karriere in der StraQustiz anstrebte. Er wusste, dass es ohne Parteibuch 
nicht geht. Er entschied sich für die SVP, weil er deren Umgang mit Krimi-
nalität schätzte – die harte 6inie, die klaren Worte, die 6Ysungsvorschläge. 
Er habe damals in der Stadt Zürich eine politische 6ethargie gespürt, sagt 
Burger, die nur die SVP habe auPrechen kYnnen.

jach fünf Jahren in der Strafverfolgung wechselte Burger die Seiten und 
wurde RichterÖ zunächst am Bezirksgericht Zürich, ab 088T am Obergericht. 
Von 0880 bis 088T war er zudem SVP-Mitglied im Stadtzürcher Parlament, 
dem Äemeinderat. Eine Doppelfunktion, von der er heute abraten würde.

Herr Burger, was ist Jroblematisch daran, wenn Richter auch noch Par-
lamentarier sind?
Es ist schlecht für die Äewaltenteilung. Diese Doppelfunktion ist zwar nicht 
auf allen Ebenen mYglich, ein Oberrichter beispielsweise darf nicht Mit-
glied des kantonalen Parlaments sein. öuf der unteren Stufe aber gibt es 
keine derartige Unvereinbarkeitsregel – doch eine solche sollte geschaf-
fen werden, für alle Stufen. Es gibt immer wieder Nhemen, bei denen die 
Doppelrolle heikel ist, auch im kommunalen Parlament» wenn es etwa dar-
um geht, BussenhYhen neu zu bestimmen. Ein Politologe nannte mich in 
meiner 5unktion als SVP-Parlamentarier einen Hardliner. Das gab mir zu 
denken.

Warum?
Ich hatte mir grosse Mühe gegeben, im Parlament nicht zu polemisieren, 
doch das war mir oGensichtlich nicht gelungen. Ich begann zu realisieren, 
dass sich ein Parlamentsmandat nicht mit der Richterrolle verträgt. Denn 
als Richter hat man eine andere 5unktion und ein anderes öu’reten als ein 
Politiker.

Als Richter hatten Sie nicht den Ruf, ein Hardliner zu sein?
jein, das glaube ich nicht. Unsere Urteile wurden breit getragen. Ich fand 
allerdings, dass wir Richter zeitweise zu lasch mit den Äewalttätern umgin-
gen. Das hat sich inzwischen geändert.
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Die SVP hat den unsäglichen BegriN der juschelyustiz erfunden.
Dazu muss ich 5olgendes sagen» Es kommt zu Äeneralisierungen, gerade in 
der SVP, die einfach nicht zutreGen. Wenn man aufs Äeratewohl sagt, ohne 
öktenkenntnisse und ohne die Hintergründe zu kennen, das sei Kuschel-
4ustiz, dann bin ich nicht mehr dabei. Das Stichwort ist häuAg und leider 
auch zu Unrecht genannt worden, weil man die Sachverhalte nicht kannte.

Haben Sie nie versucht, bei Ihren Parteikollegen korrigierend einzu-
greifen?
Ich habe es versucht, bei einzelnen Parlamentariern ist es mir vielleicht ge-
lungen. öber es ist heute in der SVP eine Bereitscha’ für Eskalationen da, 
ohne ernstha’ nach einer 6Ysung zu suchen. öls ich das realisierte, habe 
ich begonnen, mich von der Politik zu entfernen. Obwohl ich grundsätzlich 
vom Parteiprogramm her nach wie vor hinter der SVP stehen würde.

Es fällt auf, dass die Richterscha5 mehrheitlich schweigt, auch wenn die 
Gerichtsbarkeit als Institution angegriNen wird.
Das sehe ich auch so, und ich bedaure es. Ich kann natürlich leicht re-
den, weil ich mich YGentlich äussere und mir das auch leisten kann» wegen 
der zeitlichen Koinzidenz. Die negativen Vorfälle Aelen mit meiner 5rüh-
pensionierung zusammen.

Und wenn Sie nicht kurz vor der FrühJensionierung gestanden wären?
Dann hätte ich trotzdem auf den Putz gehauen.

Wirklich?
Ja, das hätte ich gemacht. Ich war 4a der einzige Richter im SVP-Vorstand. 
Ich habe eine Woche vor der Vorstandssitzung die Unterlagen bekommen 
und gesehen, was in dieser xharta steht. Es war mir klar, das wird durch-
gewinkt, wenn wir uns nicht wehren.

Hätten Sie sich auch dann gewehrt, wenn Sie ein yunger Richter gewesen 
wären, der am Anfang seiner jarriere steht?
Dann vermutlich nicht. Hätte die Äefahr bestanden, dass ich meinen Beruf 
aufgeben müsste, hätte ich es nicht gemacht. In dieser Situation beAnden 
sich halt viele Richterinnen und Staatsanwälte.
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Streitpunkt Ehrencharta: «Der Kantonalzürcher SVP-Parteipräsident hat brandschwarz gelo-
gen». 

Haben sie derart Angst vor einer Kichtwiederwahl?
Ja. Und sie haben öngst vor den parteiinternen Ruerelen. Bis es dazu 
kommt, dass eine Richterin nicht wieder vorgeschlagen wird, braucht es 
zwar viel. öber wenn sich 4emand in der Partei unmYglich macht, kann er 
seine Karriere, den Wechsel an ein oberes Äericht vergessen.

Ausser, er wechselt die Partei.
öber nur, falls die neue Partei bereit ist, ihn zu portieren. Den Parteiproporz 
kann man umgehen, indem man die Partei aus taktischen Äründen wech-
selt. Das hat aber nicht mehr viel damit zu tun, dass an den Äerichten mYg-
lichst viele Weltanschauungen vertreten sein sollen, wie es immer so schYn 
heisst, um den Parteiproporz zu rechtfertigen.

Wie verlaufen solche Wechsel?
Ich habe schon alles erlebt, 6eute, die von der SP zur SVP wechselten oder 
von der 5DP zur SP. Und alles nur deshalb, weil der Parteiwechsel einen 
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Karriereschritt ermYglichte. Den Interessenten für eine Richterstelle kann 
ein solches Vorgehen nicht vorgeworfen werden. Der Vorwurf muss den 
Parteien gemacht werden, die sich die Richterstellen via Parteiproporz Sua-
si angeeignet haben – obwohl es sich nicht um politische Mandate handelt.

Was schlagen Sie vor, um den Einpuss der Politik auf die Gerichte zu-
rückzudrängen?
Ich würde die periodische Wiederwahl abschaGen. Das ist der Dreh- und 
öngelpunkt der öbhängigkeit zur Partei oder zum Wahlgremium. Wenn 
keine Wiederwahl mehr nYtig ist, dann bringen Druckversuche nichts 
mehr. Ein Wiederwahlprozedere, wie es die Schweiz kennt – mit öusnahme 
des Kantons 5reiburg –, gibt es in Europa nur gerade in drei 6ändern» neben 
der Schweiz noch in 6iechtenstein und in öndorra. ölle anderen wählen die 
Richter entweder auf unbestimmte Zeit oder auf eine bestimmte, aber lan-
ge ömtsdauer. Das müsste man zuerst ändern. Die Wiederwahl abschaGen 
und ein öbberufungsverfahren einführen.

Und der ParteiJroJorz?
Den muss man hinterfragen, aber nicht zwingend abschaGen. Er hat durch-
aus seine Berechtigung, auch wenn er nicht ideal ist. Er darf bloss nicht das 
ausschlaggebende Kriterium sein. Ich hätte eine Idee, sie wird auch in der 
Justizinitiative genannt.

Die wäre?
Ein unabhängiges 5achgremium, bestehend aus önwälten, Richterinnen, 
Professoren, Staatsanwältinnen und anderen EMperten. Dieses Äremium 
wird dem Wahlorgan vorgeschaltet, das vermutlich weiterhin ein Parla-
ment bleiben wird. öber der Parteiproporz würde aufgeweicht, weil in der 
5achkommission die ParteizugehYrigkeit nur noch am Rande ein Nhema 
sein wird, wenn überhaupt. Die Kungeleien unter den Parteien und partei-
intern wären damit beendet. Und dann sollte man gesetzlich verbieten, 
dass Richterinnen ihren Parteien eine Mandatssteuer bezahlen müssenÖ 
das Äanze verbunden mit der bereits erwähnten öbschaGung der periodi-
schen Wiederwahl. Diese dient aus Sicht der Parteifunktionäre ohnehin 
nicht der demokratischen 6egitimation der Richterscha’. Sondern viel-
mehr der Sicherstellung der Zahlungsmoral, was die Parteisteuer betriO.

jeine Partei wird sich dafür einsetzen, dass der ParteiJroJorz aufgeho-
ben wird.
Das ist so, denn es geht es um die öu’eilung des Ananziellen Kuchens. Die 
Parteien kYnnen nur dank den öbgaben der Richter so kutschieren, wie 
sie das heute tun – der sogenannt freiwillige Parteiproporz dient primär 
der ParteienAnanzierung. In der Rechtswissenscha’ wird gefordert, dass er 
wenigstens in einem Äesetz festgehalten wird. Doch ob die BevYlkerung ein 
solches Äesetz annehmen würde, ist mehr als fraglich. Viele sind sich gar 
nicht bewusst, dass die Richterinnen zwingend Parteimitglied sein müs-
sen und Mandatssteuern zahlen. Wer es erfährt, ist schockiert. Ich habe 
der SVP immer gesagt, ihr schmuggelt den Parteiproporz, das System der 
Richterwahlen, am Volk vorbei. Ein solcher Vorwurf kommt in der Volks-
partei nicht gut an.

Dank der 6ustizinitiative wird das Richterwahls7stem yetzt immerhin 
diskutiert.
öber der Bundesrat lehnt sie ohne Äegenvorschlag ab. Das lässt den Ver-
dacht auTommen, dass die Politiker, inklusive Bundesrat und Parlament, 
sehr daran interessiert sind, dass mYglichst alles so bleibt, wie es ist.
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Zur Transparenz

Der Initiant der im Beitrag erwähnten Justizinitiative gehört zu den Inve-
storen der Republik. Hier finden Sie die aktuelle Übersicht aller Investo-
rinnen. Auf Themen und Haltungen der Redaktion haben Investoren keinen 
Einfluss. Den Bauplan der Republik zur Sicherstellung der redaktionellen 
Unabhängigkeit finden Sie hier. 
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